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Mandantenbrief 10/2023 
 
SPRUCH 
 

Am Abend wird man klug für den vergangenen Tag, 
doch niemals klug genug für den, der kommen mag. 
Friedrich Rückert; 1788 – 1866, deutscher Dichter 

 

 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  
Kündigung – Anrechnung von Überstun-

den auf Freizeitausgleichsansprüche 
  

Regeln die Parteien in einem gerichtlich protokollierten Ver-
gleich, der die Auflösung des Arbeitsverhältnisses nach Aus-
spruch einer Kündigung zum Gegenstand hat, dass der Arbeit-
nehmer unwiderruflich unter Fortzahlung der Vergütung sowie 
unter Anrechnung auf etwaig noch offene Urlaubs- und Frei-
zeitausgleichsansprüche bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses 
freigestellt wird, werden in einem weiten Verständnis des Be-
griffs „Freizeitausgleichsansprüche“ auch etwaige Ansprüche 
auf Überstundenvergütung erfasst. 
 
Bei der Formulierung, Urlaubs- und Freizeitausgleichsansprüche 
sollten auf den Zeitraum der Freistellung angerechnet werden, 
handelt es sich um eine typische Formulierung in arbeitsge-
richtlich protokollierten, im Wege eines Vergleichs zustandege-
kommenen Aufhebungsvereinbarungen. Die Vertragsparteien 
wollen damit erreichen, dass etwaige offene Urlaubsansprüche, 
die häufig streitig sind, ebenso wie sonstige Ansprüche auf 
Freizeitausgleich, mögen sie aus Arbeitszeitkonten oder er-
brachten Überstunden folgen, in den Zeitraum der erfolgten 
Freistellung hineinfallen und verrechnet werden. 
 

  

 

 

 

 

 
 



 

 

Familienrecht/Erbrecht 

 
Wohnrecht trotz Verkauf der Immobilie 
  

Wenn der eine Ehegatte stirbt, möchte der andere Ehegatte 
meist im ehelichen Haus verbleiben. Darüber muss man sich 
Gedanken machen, wenn die Erbengemeinschaft das Haus ver-
kauft. 
 
So auch in einem Fall, den das Oberlandesgericht Oldenburg 
(OLG) zu entscheiden hatte: Eine Frau war gemeinsam mit ih-
ren beiden Töchtern Erbin ihres Ehemannes geworden. Man ei-
nigte sich mit dem Enkel der Frau über einen Verkauf des Hau-
ses, das dem Verstorbenen gehört hatte. Die Großmutter, ihre 
beiden Töchter und der Enkel einigten sich vor dem Verkauf, 
dass die damals Mitte 70-jährige Großmutter auch bei einer 
Übernahme des Hauses durch den Enkel in dem Haus wohnen 
bleiben dürfe (schuldrechtliches Wohnrecht). Es kam nicht zur 
Eintragung eines dinglichen Wohnrechts im Grundbuch. Der 
Enkel kündigte gegenüber seiner Großmutter nach ca. 1 ½ 
Jahren „das unentgeltliche Nutzungsverhältnis“ und verkaufte 
das Haus dann zum mehr als doppelten Preis. 
 
Die OLG-Richter stellten klar, dass der Großmutter gegenüber 
dem Enkel ein schuldrechtliches Wohnrecht zusteht – also ein 
Wohnrecht, das nicht im Grundbuch eingetragen ist. Dies gilt 
trotz des Weiterverkaufs der Immobilie. Weil es sich nur um 
ein schuldrechtliches, nicht eingetragenes Wohnrecht handelt, 
wird die Großmutter dies gegenüber den neuen Käufern nicht 
geltend machen können. Angesichts des Verkaufs an das junge 
Ehepaar kämen aber jetzt möglicherweise Schadensersatzan-
sprüche der Großmutter gegen den Enkel in Betracht. 
 
Anmerkung: Vor diesem Hintergrund ist es ratsam, ein ver-
einbartes Wohnrecht auch als dingliches Wohnrecht im Grund-
buch eintragen zu lassen. 

 

 
 
 
 
 
 
 



 

 

Sonstiges 
Freiwillig Versicherte – Einkommen beider Ehe-

leute für Beitragshöhe maßgeblich 
  

Die Höhe der Krankenversicherungsbeiträge richtet sich nach 
den beitragspflichtigen Einnahmen. Bei einem freiwillig Versi-
cherten ist dessen gesamte wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
zu berücksichtigen. Ist dessen Ehegatte oder Lebenspartner 
nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse (GKV), so sind 
auch dessen Einnahmen bei der Beitragsberechnung zu be-
rücksichtigen. Dies gilt für alle freiwillig Versicherten, nicht nur 
für die hauptberuflich selbstständig Tätigen. 
 
In einem vom Hessischen Landessozialgericht (LSG) entschie-
denen Fall wehrte sich eine freiwillig bei einer GKV versicherte 
Frau gegen die Festsetzung ihrer Versicherungsbeiträge. Das 
Einkommen ihres privat krankenversicherten Ehemanns hätte 
bei der Berechnung nicht berücksichtigt werden dürfen. Die 
Krankenkasse hingegen verwies auf die sog. „Verfahrensgrund-
sätze Selbstzahler“, nach welchen auch das Einkommen des 
Ehegatten zu berücksichtigen ist. Die Richter des LSG bestätig-
ten die Auffassung der Krankenversicherung. 


